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Die VergangenheitDanzigsals „polniſcherStadt“.
Nach der Vorbemerkungder Redaktion der „Epoka“verdienen

die folgendenAusführungenbeſonderesIntereſſe,„zumal jetzt,da
die Beziehungen der Republik Polen zur Freien Stadt Danzig
allmählich in bessere Bahnen kommen“. Der VerfaſſerA. Tran-

hand (Deputierterder Stadt Vienne),der „als ausgezeich-
neter (!)Kenner der Ostsee- und polnischen Fragen“ bezeichnet
wird, bietetnah der Meinung der Redaktion „eine gründlich
untersuchte Geschichte Danzigs“. Bezeichnenderweiſeentſtammt
dieſeDarſtellungder „InformationFranco-Polonaiſe“.Wir enk-

nehmen daraus das Folgende:
Eingangserwähntder Verfaſſerden 13.Punktkder Wilfonſchen

14 Punkte,aufGrund deſſendie AbkretungDanzigsgeſchehenſei,
„um Polen den freien und unmittelbaren Zugang zur Welt s0-

wie den friedlichen Besitz der Mündung der Weichsel, die in

ihrem ganzen Lauf von der Quelle an ein polnischerFluß ist,zu
geben.“ Aber mik Rückſichtauf die deutſheNationalität des

größtenTeils der Bewohner von Danzig hättendie Urheberdes
Traktatkes von Verſaillesſihdaraufbeſchränkt,Danzigzu einer

FreienStadt zu machen,diewirtſchaftlichmit Polenverbunden und

„Zu Gunsten Polens in dem Gebrauch ihrer politischenRechte
beschränkt igt.“

Wie „gründlih“ die Geſchichtskenntniſſedes franzöſiſchen
Sachverſtändigenſind,zeigtfolgenderSaß: „Erst im 19. Jahr-

hundert nahm Danzig den Charakter einer deutschen Stadt an,

welche Tatsache das entscheidende Argument bildete,als es

sích um die Schaffung der Freien Stadt handelte.“ Und woher
unſer_„Hiſtkoriker“ſeineKenntniſſebezogenhat,kann man aus

dem dänn folgendenhiſtoriſhenExkurs leihterkennen: es iſt
polniſhesMaterial,das hier,um den Scheineiner gewiſſenNeu-
kralifätzu erwe>en,von einem Franzoſenvorgebrachtwird. So

berichtetder Verfaſſer:„Schon vom Augenblick ihrer Gründung
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an trägt die Stadt einen slavischen Namen!). Im 11. Jahrhun-

dert dehnen der erste polnische König, Boleslaw Chrobry, der

Große, und seine Nachfolger ihre Herrschaft über sie aus, und

1148 vertraute der Papst Eugen III. durch die Vereinigung der

Stadt Danzig mit der Diözese Wloclawek sie der geistlichen
Fürsorge des polnischen Bischofs an. Danzig ist pol-
nisch über 150 Jahre danach, bis 1308?), in

welchem Jahre es unvermutet in die Hände der Kreuzritter

fällt.“ Nach der Niederlage bei Tannenberg im Jahre 1410 habe
ſih die DanzigerBVevölkerungerhoben,die Kreuzrikkerverjagk
und ſi< den Polen unterworfen,worauf der König Kaſimir
Jagiellonczyk„von neuem Danzig seinem wahren! Vaterlande
einverleibt hat (!!),“

Von den weiteren Ausführungendes Verfaſſersüber die

günſtigeLageDanzigsim Mitkelalterkann hierabgeſehenwerden,
da dieſeſichim Weſentlichendarauf beſchränken,Danzigs
Handelsbeziehungenna<hWeſt-und Oſteuropadarzuſtellen.

Nachdem der Verfaſſerſih dann in längerenAusführungen
über die angeblichetreue Anhänglichkeitder Danzigeran Polen
ausgelaſſenhat,faßter das Ergebnisſeiner„Stkudien“in folgen-
den bemerkenswerten Sähßenzuſammen:

„S0 war denn, als 1793 bei der zweiten Teilung Polens

Danzig von Preußen als Kriegsentschädigungfür den damaligen
preußisch-französichenFeldzug annektiert wurde, diese Stadt
durch und durch polnisch®), sowohl gefühlsmäßig
als auch wegen ihrer Interessen,durch ihre Instituteund durch

ihre Zivilisation.Zwar erhielt in den 150 Jahren die bis dahin

rein slavische Bevölkerung, als sie im 14. und 15. Jahrhundert

unter der Herrschaft der Kreuzritter stand, eine deutsche Bei-

mischung. Der polnische Staat als Herr über Danzig?)ermög-
lichte getreu seiner Politik weitgehender Toleranz beiden Be-

völkerungselementen eine friedlicheEntwicklung. Daher wur-

den in Danzig zwei Sprachen gesprochen: Polnisch und

Deutsch, und gleichzeitigin den Schulen gelehrt. Ebenso
wurden în den Kirchen Predigten polnischund deutsch gehal-
ten, und das verletzte damals niemand. Man kann kühn be-

haupten, daß zu der Zeit,da Danzig von Preußen ge-

raubt wurde, es eine polnische Stadt warî),
geistig,gefühlsmäßigund durch seine Vergangenheit.“

Nach dieſenAusführungenwundert man ſihnihtmehr,wenn

man im Schlußſahelieſt:„Der Fortschritt der Germanisierung
Danzigs im 19. Jahrhundert hatte für diese Stadt,die solange
Sie polnischwar, der größte Hafen Nordeuropas war, verderb-

liche Folgen.“
Was der Verfaſſermit dieſemſeinemhiſtoriſhenExkursauf

Wunſch der Polen ſagenwill,lautet in dürren Worten: Die

eigentliheVeranlaſſungfür die Errichtungeiner Freien Stadk
Danzigſeider angeblihdeutſheCharakterdes größtenTeiles
ihrerBewohner geweſen.Wie der Verfaſſerauf Grund ſeiner
„ausgezeichnetenStudien“ feſtgeſtellthabenwill,iſtdieſerdeutſche
Charakteraber künſtlihgeſchaffenworden und zwar erſtim
19. Jahrhundert!Die Beſtimmungendes Traktates von Ver-

failles,welcheeine Freie Stadt ſchufen,ſindalſovon falſchen
Vorausfeßungenausgegangen und daherder Korrektur bedürftig.
DieſeKorrektur,d. h. die EinverleibungDanzigsin das polniſche
Skaatsgebiet,wird nah Meinung des franzöſiſchenSachverſtändi-
gen fürDanzig nur von Vorkeil ſein,denn die „Germaniſierung
Danzigsim 19. Jahrhundert“hat fürdie Skadt nur „verderbliche
Folgen“gehabt!!

So wird ſyſtemakiſ<hunter dem Deckmantel wiſſenſchaftlicher
Objektivitätvon polniſch-franzöſiſherSeite die geſchichkliche

1) Der Verfaſſer,deſſen„ausgezeichneteStudien“ über die Vergangenheit
Danzigs von der Redaktion der „Epoka“ gerühmtwerden, ſcheintdie grundlegenden
Unterſuchungenvon F. Lorenh in Heft 60 der „Zeitſchriftdes Weſtpr.Geſchichts-
vereins“ niht zu kennen.

2) Von uns geſperrt.(Red.) Von der Hercſchaftdec Pommerellerherzöge,ins-
beſonderedes bedeutenden Swankopolk, iſtdem Verfaſſervon ſeinen polniſchen
Gewährsmännnern wohlweislih nichts erzähltworden.

3) Von uns geſperrt.(Red.)
4) Der polniſcheStaat iſtnie Herr über Danzig geweſen; Danzig hat nur

den polaiſhenKönig als ſeinenOberherrn anerkanat. (Red.)
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Wahrheit dem Auslande gegenüber „korrigiert“, ein zielbewußtes
Vorgehen,dem man von deukſcherSeite leiderno< immer nicht
mit der nötigenEnergieentgegentritf.

[„Epoka“vom 31. VIII. 1928,S. 2.]

Polen und die SefreiungWiens im Jahre 1685.

Im „KurjerPoznaski“ teiltPfarrerDr. Br. Gladyszmit,
daß die PoſenerPfarrer-Konferenzauf Grund eines von ihm
verfaßtenReferats(abgedru>tim Märzheft1928 der in Wiocta-
wek erſcheinendenZeitſchrift„Ateneum Kaplavskie“)beſchloſſen
habe,ſichmit folgenderVitte an diepolniſchenBiſchöfezu wenden.
Am 12. Auguſtwürden in der ganzen katholiſhenWelt Marien-

andachtenzur Feierder BefreiungWiens im Jahre 1683 abge-
halten,ohne daß dabei aber die Tatſacheerwähntwerde,daß ein-

zigund allein dem KönigeJohann Sobieski und der polniſchen
RitterſchaftdieſerSieg zu verdanken ſei.DieſesbewußteVer-
ſhweigender polniſchenVerdienſteſeiauf die Bemühungen
Öſterreichszurückzuführen,das allen Anlaß gehabthabe,die Tak-

ſacheder polniſchenHilfezu unterdrücken,da KaiſerLeopold
{mähli<geflohenſei.Nichtgenug damit,ÖſterreihhabePolen
dieſeErrettungmit {<mähli<hemUndank gelohnt,indem es mit

verbrecheriſherHand an der TeilungPolens mitgewirkthabe.
Und ſoſeies auch zu erklären,daß,als im Jahre 1883 die zwei-
bundertjährigeWiederkehrder BefreiungWiens gefeiertworden

ſei,dienſteifrigeöſterreichiſche„Hiſtoriker“,wie z.B.O. Klopp,ſichauf
ledeWeiſe bemüht hätten,„das ihnen unbequeme Verdienst des

KönigsJohann und der Polnischen Ritterschaft zu verkleinern,
indem sie diese in der Rolle unbedeutender Hilfstruppendar-

Stellten,die auf den Verlauf der siegreichen Sctilacht nur einen

untergeordneten Einfluß ausübten“.

PolniſcheHiſtorikerſeiendieſerGeſchichtsfälſhungaber ent-

gegengetretenund hättenurkundlihnachgewieſen,daß „nach der

kompromittierendenFlucht des Kaisers Leopold König Johann

(Sobieski)den Oberbefehl über das gesamte christliche
Heer übernahm, den Schlachtplanausarbeitete und sogar eigen-
händigniederschrieb,danach persönlichdie Kampfhandlungen
leitete,Sowohl auf dem deutschen wie auf dem polnischen
Flügel,und indem er im letzten Augenblick den ursprünglichen
Schlachtbefehlabänderte,die polnischenHusaren zum General-
Sturm auf das türkische Lager führte und an deren bravurösen

Attackeselbst mit dem Säbel in der Hand teilnahm.“

Damals unmittelbar nachder Schlachthabeman die Verdienſte
Sobieskisauch allgemeinanerkannk,dann aber ſeienſiebewußt
verdunkeltworden. Aber „jetzthat das Blatt der Geschichte
Sich gewendet. Der dynastischeRuhm der Habsburger ist ver-

Schwunden,und die RepublikPolen,der man einst den größten
In der Geschichte bekannten Dienst mit Undank lohnte,ist mit

GottesHilfe wieder zu neuem Leben erstanden.“ Seute,da auf
dem Stuhle Petri der den Polen ſo freundlihgeſinntePapſt
Pius XI. ſiße,der mit eigenerHand im Jahre1920 die polniſchen
Truppengeſegnet habe,die fürden heiligenGlauben und die chriſt-
liheZiviliſationgegen den neuen AnſturmaſiatiſherHorden zu
eldezogen, könne man hoffen,daß dem Andenken des polniſchen

Königsund der polniſchenRikterſchaftGerechkigkeitwiderfahren
werde. Die polniſchenViſchöfeſollenalſoveranlaßtwerden, den

Papſtzu bitten,daß,in die Brevierlektion fürden 12. Auguſtder
Namedes ſiegreichenKönigsJohann aufgenommenwerde. Mik

folgendenbezeihnendenAusführungenſchließtder Verfaſſer
ſeinenAufſaß:„Liturgischeoder historische Bedenken können
In dieser Frage nicht geltend gemacht werden und der Ge-

rechtigkeitgeschieht Genüge, wenn in einigen Jahren am 250.

Jahrestageder ewig denkwürdigen Befreiung Wiens zugleich
mit der Lobpreisung der Allerheiligstenhimmlischen Für-

Sprecherin in allen Gotteshäusern der katholischen Kirche auch
der Ruhm des Heldenkönigs,des irdischen Erretters Wiens und
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(Polen und die Befreíung Wíens im Jahre 1683.)

der Christenheit ertönen und dadurch der Welt die Taten

Gottes, vollführt durch die tapferen Scharen der polnischen
Ritterschaft und die Verdienste unseres Volkes um die west-

liche Zivilisation in Erinnerung gebracht werden“.

[Kurier Poznaúski“, Nr. 413 (12. IX. 1928), Ss. 8.] (70)

Zaborski. Die Dorfformen in Polen und

ihre Verbreitung.
Dieſe Arbeit bedeutet den erſtenVerſuch,die ſiedlungs-

geographiſchenVerhältniſſedes öſtlihenMitteleuropaszuſammen-
faſſenddarzuſtellen.Es zeigtſih,daß die au< in Deutſchland
häufigverbreiteteund z. BV. auh nochim „Handbuch von Polen“
geäußerteVorſtellung,Polen böte ſiedlungsgeographiſchein ſehr
einförmigesVild,katkſächlihnichtzutrifft.Vielmehr beſtehteine
geradezuüberraſhendeMannigfaltigkeit,die der des weſtlichen
Mitteleuropasdurchausgleihkommt,und die niht nur auf die

Entſtehungmancher Siedlungstypenüberhauptbemerkenswertes
Lichtwirfk,ſondernvor allem dur<hdie Verbreitungder ver-

ſchiedenenFormen den ſtarkenEinflußerkennen läßt,den die

deukſcheKoloniſationauf die Entwicklungder BeſiedlungPolens
gehabthat. In dieſerRichkungiſtnamentklihdie vom Verfaſſer
entworfeneSiedlungskartevon beſonderemIntereſſe.

Die Unterſuchungenvon Zaborskiſtüßenſihauf das vorhan-
dene topographiſcheKarkenmaterial,daneben auf die Sichtung
der hiſtoriſchenQuellen über die Koloniſation,die aber bekanntlich
fürdieſeFragen nichtallzuvielexakteAngaben bieten.—

Die Klaſſifikationder Dorfformen,die Zaborskiaufſtelltund
die er ſeinerkarkographiſhenDarſtellungzugrundelegt,geht
teilsvon der äußerenForm der Siedlungen,keils von der geſchichk-
lihen Entwicklungderſelbenaus. Damit erhälter vier Haupk-
gruppen, von denen dann jedewieder verſchiedeneEinzelformen
umfaßt.Schonbei der Aufſtellungder Haupkgruppenäußertſich
der ſtarkeEinflußder deukſhenBeſiedlungund krittdann bei der

Verbreitungder einzelnenUnterkypenbeſondersklar hervor.
Gruppe 1 umfaßt die élfeſtenDorfformenbis zum Anfang der

deufſchenKoloniſation(im 13. Jahrhundert)mit 5 Einzelformen:
NRunddörfernund Rundlingen,Sktraßendörfern— und zwar Lang-
dörfernund Angerdörfern—, Haufendörfernund Kektendörfern.
Gruppe II enthälfdann die Dorfformen,die aus der deukſchen
Koloniſationhervorgehenbzw.aus der Zuſammenlegungſeitdem
16. Jahrhundertund aus der modernen Parzellierung,mit ins-

geſamt4 Einzelformen:die Waldhufendörfer,die ein- und zwei-
ſeitigenReihendörferſowie die regelmäßiggeometriſhenDorf-
anlagen.In Gruppe IIl wurden dann die drei Formen aus der

Koloniſationdes nördlichenPolens(16.und 17. Jahrhundert)zu-
ſammengefaßt,nämli<hWeiler, Straßenweilerund Plahdörfer.
Die vierte und leßkeGruppe endlichbilden die Einzelhöfeals
beſondereGruppe fürſich,im einzelnenmit verſchiedenerhiſtori-
ſherEnkſtehung.

Sehr aufſchlußreichgeſtaltetſichnun die Verbreitungder ein-

zelnenTypen an Hand der erwähntenÜberſichtskarte(1:2,7Mill.).
Danach gibtes Runddörferund Rundlingein Polen ſehrwenig,
zuſammen nur etwa 30 Stück,ein Ergebnis,das im großenund

ganzen ja auh mit den früherenForſhungsergebniſſenüberein-

ſtimmt.Das Straßendorfwird — im Gegenſahzu vielen anderen,
auch deutſhenAutoren — von Zaborskinichtals ſlaviſhange-
ſprochen,weil es nah ſeinerMeinung auch außerhalbſlaviſcher
Gebiete angetroffenwird. InnerhalbPolenshat es ſeineHaupk-
verbreitungim Poleſieund in Weißrußland.Dagegen iſtdie

Sonderformdes ſog.Langdorfeseine HauptformKongreßpolens
und reichtin ſeinerVerbreitungvom Limes Sorabicus verſtreut
bis ins Poſenſcheund nah Pommerellenhinein,wenn auchdabei

vielfachnachträglihverändert. Am intereſſanteſtenſinddie Aus-

führungenZaborskisüber das Haufendorf.Es hat im Gegenſaß
zu einer in DeukſchlandvielfachverbreitetenAuffaſſungin Polen
ſehrweite Verbreitung,ſeßtſhon auf der Löß-Hochflähevon
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(Die Dorfformen ín Polen und ihre Verbreítung.)

Lublin ein, erfüllt anſchließenddas weite Gebiet von Wolhynien
und Podolienund dringtſogarbis in die Talungender öſtlichen
Karpathenteileein. Bemerkenswerkt iſ noch,daß Zaborskiden
Verſuchmacht,das Haufendorfaus dem Straßendorfüber das

Kettendorfabzuleiten.Das lehtere(ebenals Übergangsformzum
Haufen-und Skraßendorf)findetſi<hbeſondersan der Grenze
ZwiſchenPodolienund dem Poleſie,z. T. auch,aber ſeltenerin
Podolienund im Karpathengebiet.

Die 11.Gruppe mit ihren4 Einzelformen,die nun auf die Zeit
nachder deutſchenKoloniſationzurückgehen,hat ſehrweike und
ſehrcharakteriſtiſheVerbreitung.Im einzelnenfindetſichdas
Waldhufendorfin Galizienund zwar im Karpathenvorlandund im

Gebirgeſelbſt,z. T. auh nochauf der Hochflächevon Lublin und
im ſüdlihenPoſen. Das Reihendorfmit einer Häuſerreiheiſt
vor allem im mittleren und weſtlihenPolen geradezuals Haupkt-
form verbreitet,etwa von Bialyſtokund Cholm angefangenbis an

die Weſtgrenze;öſtli<hdavon, in dem Dreiek Grodno—Breſt-
Litow3k—Pinskfindetſih beſondersdas Reihendorfmit zwei
Häuſerreihen.Formen mit regelmäßiggeometriſ<hgeſtalteten
Grundriſſenendlichfindenſihunregelmäßighieund da über das

ganze Gebiet verbreitet.Im ganzen prägtkſichin dieſerVerteilung
das Einflußgebietder deukſhenKoloniſationziemlichklar aus.

Die 111.Gruppe mit den Weilern,Straßen-Weilernund Plahß-
dörferniſtauf Nordpolen beſchränkt.Die Weiler treten von

Plocküber Mlawa bis Viatpſtokund Siedlce auf,fernernochein-
mal im Grenzgebietvon Wilna, vielfahin enger Beziehungzur
Anſiedlungdes polniſchenKleinadels.Die Straßen-Weilerzeigen
eine ähnlihe Verbreitung.Das Plaßzdorffindetſih beſonders
¿wiſchenPtok und Mlawa ſowiezwiſchenLomza und Siedlce.

Die Einzelhöfe,welchedie IV. Gruppe bilden,ſindmeiſtnur
lokalverbreitetund nah der Auffaſſungvon Zaborskiim allge-
meinen jüngererEnkſtehung.—

Im ganzen ergibtſicheine bemerkenswerte zonenförmigeAn-
ordnungder Siedlungsformenin der Richtungvon Süden nah
Norden.Im Süden,alſo in Galizien,dominieren neben den Wald-

hufendörfernder Karpathenvor allem die Haufendörfer,die das

mitteleuropäiſch-deutſheGebiet der Haufendörfermit dem

Podoliſch-ukrainiſhenverbinden und charakteriſtiſherWeiſe das

Gebietder leßtenVereiſungvermeiden,vielmehrdie Gebiete be-

ſeßthalten,die am früheſtender Beſiedlungunterlagen.Der Ein-

flußder deutſchen‘Koloniſationtrifthierbis auf die Karpathen-
gebietein den Siedlungsformenzurück.Der mittlereTeil Polens,
vom Nordrand Galiziensetwa angefangenbis an den Südrand
des nördlihenPolens,wird in der Hauptſachevom Reihen-und

Langdorfim Weſtenund vom Straßendorfim Oſteneingenommen.
Hier herrſcht alſo durchaus der Siedlungsktyp
aus der Zeit der deutſchen Koloniſation. In

YVordpolen endlich herrſcht der Weiler, als ein

Produkt ſpäter Koloniſation, aber ebenfalls
deutſcherBeſiedlung.

[PraceKomisji EtnograficzneiPolskieiAkademji Umiejet-
noéci. Krakau 1926.) (6&7)

Rudnicki, M. Sinus Codanus.
Die nachfolgendauszugsweiſein Überſehungwiedergegebenen

Ausführungendes ſchonvielfahgenannten Poſener Sprach-
forſchersſindwieder ein Beiſpielfürſeineabſolutunwiſſenſchaft-
liche,in höchſtemMaße von politiſchenTendenzen beeinflußte
Arbeitsweiſe.Und der ganze pſeudo-wiſſenſchaftliheAufwand
ſolldazudienen,um die geſhichtliherwieſeneTatſache,daß um

ChriſtiGeburt an der WeichſelmündungGermanen gewohnthaben,
umzuſtoßen.

Zunächſtverſuchtder Verfaſſerzu beweiſen,daß der von Mela
Und PliniusüberlieferteName „Codanus“ baltiſchen(altpreußi-
hen)oder ſlaviſchen(lechiſchen)Urſprungsiſt:„Aus obiger Unter-

Suchung geht klar hervor, daß das lateinische (sinus)
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Codanus formativ und lautlich einen balto-slavischen,
bzw. nur slavischen, genauer lechischen, pomoranisch-
polnischen Ausdruck decken kann, der zur Bezeichnung
der Ostsee, bzw. eines ihrer Teile in der Zeit um

die Geburt Christi diente. Möglich ist, daß dieser Name sich
vor allem auf den Teil der Ostsee bezog, an dem sich die

Slaven-Lechen, bzw. die Balten (Altpreußen) befanden, d. h. auf

die spätere Danziger bzw. Gdingener Bucht. Gerade die Ost-
See hat die Eigentümlichkeit, daß siíe geographisch in mehrere

Teile geteilt werden kann, deren Namen in unzweifelhaftem

Zusammenhang mit den Sprachen der Völker stehen, die an

diesen Teilen wohnen. Vgl. z. B. 1. Bottnischer (Busen),
2. Finnischer (Busen), 3. Danziger (Bucht), bei Ptole-
mäus „venedicos kolpos“, 4. mare slavonicum

(Slavorum) im Mittelalter zwischen Rügen und den dänischen

Inseln, 5. Sund, 6.Skagerrak usw. Wenn aber (sinus)
Codanus in der Zeit des Mela und Plinius die ganze Ostsee
bezeichnete und dieser Name wirklich ein baltisches Kadanas

(Kodanos) bzw. slavisches Kodano(s) deckt, so îst es klar, daß
in den Zeiten der Festigung dieses Namens sein Auftreten bei

den römischen Autoren nur der Ausdruck des Übergewichts
der Balten (der alten Preußen) bzw. der Slaven-Lechen an der

Ostsee und auf der Ostsee ist. Es ist das übrigens nicht die

einzige Spur und Beweis dieser Tatsachen.“

Nachdem Rudnicki dann die Bedeutung des Namens „Coda-
nus“ dahin beſtimmthat,daß dieſerentweder zu einem Stamme

gehöre,der Waſſerlachenin kleineren oder größerenVertiefungen
oder ein ſhmußigesſtinkendesWaſſerbezeichne,fährter fort:Schon
oben habe ich bemerkt,daß die Festlegungdes Namens Coda -

nus für die ganze Ostsee bei Mela und Pliniusder Beweis zu sein

Scheint,daß zu ihrer Zeit das Übergewicht auf der Ostsee die

Lechen!) besaßen oder wenigstens es auf dem Teil der Ostsee

hatten,wohin die Römer oder wenigstens ihre Informatoren

kamen. Ich habe auch bemerkt, daß dies nicht die einzige
Spur bzw. Beweis dieses lechischen Übergewichtsist. Vor

allem das historische Zeugnis des Cornelius Nepos 62 v. Chr.,
aufgezeichnet bei Plinius Nat. Hist. II 170: „Quinto Metello

Celeri . . . tum Galliae proconsuliIndos a rege Sueborum dono

datos qui ex India commercii causa navigantes tempestatibus
essent in Germaniam abrepti“.Auch Pomponius Mela (Quintus
Metellus Celer „Galliaepro consule praeesset,Indos quosdam
a rege Botorum dono Sibi datos.“ Schon „SlaviaOccidentalis“
V 522 habe ich festgestellt,daß Indos = urnord. Vind — und

Boti — Boii,India = urnord.latinisiertVindia = Weonod-land

Wulfstans,d. h. die Gegenden an der Mündung der Weichsel

Sind.

Ptolemäus (2.Jahrhundert n. Chr.)lokalisiertseine Uen e -

dai am Meere, indem er den Uenedikos kolpos unter-

scheidet,wodurch er vollständigklar feststellt,daß nach seiner

Vorstellungdie Uenedai — Slaven-Lechen?)in seiner Zeit an

der Ostsee sitzen. Dieser unzweideutigen Feststellunggegen-
über erweisen Sich alle Kombinationen z. B. Kossíinnas und

Mucks von Nordillyrien,die die mitgeteilteNachricht des Ptole-

mäus verbessern sollen,als unzutreffend. Auf diesem Hinter-

grund erhält erst der hypothetisch slavisch-lechische®?)„Sinus

1)JehterwähntRudnicki nur noch die Lechen,weil ihm das

ſoin ſeine„Beweisführung“paßt.Von den Lechenzu den Polen
iſtdann nur noch ein kleiner Schrikt.Die Balten (diealten
Preußen),die vorheran erſterStelle genannt wurden, ſindforkt-
gelaſſen.(D.Red.)

2?)Durch dieſeunklare AusdrucksweiſeRudnickis wird beim

Leſerder Glaube erweckt,als habePtolemäusſelbſtdie„Venedai“
mit den Slaven-Lechenidentifiziert!Im nächſtenSaße wird aus

dieſerKombinakion des Verfaſſersſchoneine „unzweideukige(Feſt-
ſtellung“!(Red.)

5)Man beachke,daß der Verfaſſerdie vorheran erſterStelle
genannteBeziehungdes „sinusCodanus“ zu den Balten (denalten
Preußen)jehtüberhauptnichtmehr erwähnt.(Red.)
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Codanus“des Plinius und Mela seine richtige Bedeutung. Wir
fügen hinzu, daß der Name Wis!a lechisch zu sein Scheint,
ebenso die ihrer Zuí�lüsse wie Vstrica — Strießbach, R a -

dunia, Wda, Mottawa, Brda,sowie Drweca, Bug
und Narew. Gleichfalls einen lechischen Namen hat die

Oder, wobei besonders ihr lateinischer Name Viadrus aus

urlechischVêdros oder Vêdrosz interessant ist, der von

einem unmittelbaren Zusammentreffen römischer Reisender,
Kaufleute oder Kundschafter mit Lechen zu zeugen Scheint.
Auch Gewässernamen wie Warta, Prosna, Gopto,Ba2-
TYcza und Widawa sind ebenfalls lechisch. Andere Namen
erweisen Sich gleichfalls als lechisch, wie Puck, Gdaúsk,
Gdynia, endlich Waúsk = Gniew, Mewe und Teczew, das
noch genauer in einer besonderen Arbeit besprochen werden
Wird. Gegenüber diesen unzweifelhaften Tatsachen!) sowie den
theoretischen Wahrscheinlichkeiten, die sich ergeben aus der

Untersuchung des Ausdrucks poln. wiciadz usW., des

ethnischen Stammes V a n- und des ganzen Komplexes der mit

dem nordischen Mythos von den vana-gudar zusammen-

hängenden Fragen, können die unvollständigen und verwirrten

Zeugnisse des Tacitus von Germanen an der Weichsel nicht als

hinreichendes beweisendes Gegengewicht angesehen werden.
Es unterliegt dabei keinem Zweifel, daß die Germania des Ta-

citus eine politische Broschüre ist, zum Teil eine sittliche mit

moralpolitischen Tendenzen. Deshalb muß man sie besonders
Von diesem Gesichtspunkte aus behandeln. Sie kann ein Zeug-
nis für das politische Übergewicht germanischer Völker an der
linken Seite der Weichsel sein, aber niemals kann síe als ethni-

Sches Dokument gelten, da Tacitus selbst, indem er die Veneder
zu den Germanen rechnet, bestätigt, daß er die einen nicht von

den anderen unterscheidet, daß er gerade dies Kunststück nicht

ausführen kann.

Dieser Gesichtspunkt gestattet die Annahme?, daß die

Germanen später zwischen die slavischen Völker auf der einen

und die keltischen und italischen auf der anderen Seite kamen.

Diese Tatsache*) bestätigt übrigens auch der Umstand, daß

nachweislich und sogar noch in historischer Zeit große Teile
des keltischen sowie des sIavisch-lechischen Territoriums ger-

manisch wurden. Es erfolgte das bald auf dem Wege der Ger-

manisierung keltischer bzw. lechischer Völker, bald auf dem

Wege der Vertreibung der Einheimischen aus ihrem Lande.

Dieser aggressiv-räuberische Charakter der

Zzermanischen Völker?) ist vollständig bekannt in der

Geschichte, die schon historisch gut aufgehellt ist. Es gibt
keinen Grund zu meinen, daß in den Zeiten, aus denen wir keine

Schriftlichen Dokumente besitzen, es anders war. Selbst

heute ist es ähnlich oder ebenso gerade bei

den Germanen, die von sich behaupten, daß sie die ur-

germanischen Traditionen am besten fortsetzen, d. h. bei den

Deutschen®*). Die einzige Tatsache, die gegen die unmittel-

bare Nachbarschaft der Slaven und Kelten zu zeugen Scheint,
d. h. der ethnische Name urslav. Volch = Kelte, der aus

dem urgermanischen Valhaz stammen soll, läßt sich, wie es

Scheint, aus dem Keltischen als unmittelbare lechische Ent-

lehnung von den Volkern herleiten.

Die Germanen Sind als0#) im Flußgebiet von

Weichsel und Oder nur zeitweilige Eroberer und vielleicht

)) Hier werden wieder abſolutunbewieſeneſprahliheHypo-
theſenals „unzweifelhaffeTakſachen“hingeſtellt,denen gegenüber
natürlichdie klaren Angaben des Tacikus,eben weil ſiefürRud-
nickihöchſtunangenehmſind,von ihm als „unvollſtändigund ver-

wirrt“ abgelehntwerden! Eines der vielen Beiſpielefür die

„Wiſſenſchaftflihe“Arbeitêmekhodedes Direktors des „Weſtſlavi-
ſchenInſtitutsan der UniverſitätPoſen“.(Red.)

_°)Aus der „Annahme“ des vorhergehendenSaßes wird im

nächſtenSaße eine „Takſache“!(Red.)
9)Von uns geſperrt.(Red.)
4)Die LogikdieſerSchlußfolgerungiſſchlechterdingsnichtzu

erkennen.(Red.)
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Sogar nicht so sehr Eroberer, die Staaten errichteten, als

räuberische Ausbeuter der örtlichen acker-
bautreibenden Bevölkerung!). Diese Bevölkerung
besaß nämlich Lebensmittel, die auf dem Wege des Ackerbaus

gewonnen wurden, und welche die Germanen, die sich noch in

der Zeit des Tacitus hauptsächlich von Fleisch nährten, ent-

behren mußten. Und das war der Hauptanlaß zu ihren räuberi-
schen Unternehmungen. Solche Verhältnisse lassen Sich übri-

gens bei vielen primitiven Völkern, sei es in

Afrika, sei es in Asien feststelle n?)
Solche Unternehmungen besaßen auch teilweise kaufmänni-

schen Charakter, wie gewöhnlich in solchen Fällen. Übrigens
beleuchtet die Unterwerfung Rußlands durch die warägischen
Normannen hinreichend diese Weise des Vorgehens der Ger-

manen noch in historischen Zeiten: die russischen Waräger
waren nicht nur kriegerische Unteriocher, sondern hatten auch

Handelszwecke im Auge.“
Für Rudnicki iſtes eine feſtſtehendeTatſache,die gar keines

Beweiſesmehr bedarf,daß der um Chr.Geburt den Römern be-

kannfe Name der Oſtſeeoder eines Teils derſelben:„sinusCoda-
nus“ von einem der damals an der OſtſeeſißendenVölker ge-

ſchaffenſeinmuß. Das iſtunbedingtein methodiſcherFehler,denn
dem Worte Kodan-, deſſenLaute in faſtallen europäiſchen
Sprachenvorkommen oder wenigſtensum Chr.Geburt noh vor-

kommen konnten,iſtes nihtanzuſehen,welcherSprachees ange-

hört.Für germaniſchhat dieſenNamen wohl no< niemand ge-

halten,wohl aber wird man anzunehmenhaben,daß die Römer

ihn von Germanen gehörthaben. Geſchaffenkann ihn ein Volk

haben,das um den BeginnunſererZeitrehnungſchonlängſtdie
Oſtſeeküſteverlaſſenund den Namen nahrückendenVölkern,viel-
leihtſhon in mehrmaligerVererbung,hinterlaſſenhakte.

[SinusCodanus; in: „SlaviaOccidentalis“,Bd. VIII (1928),
S. 365—380.] (65)

Polek,W, Die Reviſionder Verträgeim Lichtder
Völkerbundsſaßung.

Über die Perſon des VerfaſſersdieſerSchriftläßtſich—

zumal ein Verlag nichtgenannt wird — nichksermitteln,man
kann aber aus der Druckausgabeſchließen,daß er wahrſchein-
lihdem Kriegsminiſteriumnaheſteht.Kennzeichnendfürdie Arbeit
iſtjedenfalls,daßſiedeutlihin zweiTeile zerfällt,in deren erſtem
fſihder Verfaſſerbemüht,die völkerrehtliheUnmöglichkeiteiner
Grenzreviſionzu erweiſen,um ſodannjedochim zweitenTeileſeiner
Arbeit in den üblichenTon polniſcherTageszeitungenzu verfallen.

Als ſeineAufgabebezeichnetder Verfaſſer,„zu untersuchen,
ob überhaupt die Möglichkeit einer Revision der Friedens-

verträge auf Grund des Art. 19 der Völkerbundssatzung
existiert“.Ausgehend von dem Grundſaß des gemeinen Völker-

rechts„pactasunt servanda“,deſſenEntſtehunggezeigtwird,ſtellt
der Verfaſſerdieſemdie „clausularebus síc stantibus“gegenüber,
die aber als unverbindlihbezeichnetwird. Als Beweis dafür
wird aufden ruſſiſhenVerſuchverwieſen,dieſeKlauſelim Jahre
1870 auf den PariſerVertragvon 1856 anzuwenden,desgleichen
auf die Annekkion Bosniens dur< Öſterreih-Ungarnim Jahre
1908, in welchenbeiden Fällenfeſtgeſtellfkwurde, daß eine ein-

ſeitigeLöſungvon Verträgenvölkerrechtlichnichtzuläſſigſei.Eben
dieſeProteſteder Staaten hättenbewieſen,daß der Grundſaß
„Pacta sunt servanda“ im Völkerrechtverpflihte,und daß das

Völkerrechtdie „clausularebus sic stantibus“niht anerkenne.

1)Von uns geſperrt.(Red.)
2)Von uns geſperrt.Ein wenig ſhmeichelhafterVergleichfür

die Slaven-Lechen,denn logiſherWeiſe entſprechendie von den

Germanen unterworfenenSlaven den von eindringendenEroberern

unterworfenenprimitivenVölker in Afrikaund Aſien!(Red.)
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Gegen die Behauptungenanderer Autoren (u.a. Al. Goellner-
Ungarn,„La revision des traités sous le régime de la Société
des Nations“, 1925),daß bei allen VerträgendieſeKlauſelzu
vermuten ſei,wird daraufhingewieſen,daß dur< die Anwendung
dieſerKlauſeldie Stabilitätder Verhältniſſe[ander eben Polen
als „beatus possidens“intereſſiertiſt]gefährdetwerden würde.
Eine weitere Auseinanderſehungmit den Gegnern unterbleibt.

Ebenſokurz wird auch die „Notrecht“-Theorieerledigt,„mit
deren HilfeDeutschland während des Krieges die Tatsache der
ergewaltigung der Neutralität Belgiens und Luxemburgs s0-

Wie der Anwendung verbotener Kampfmittel . . . rechtfertigte“
(S.13).Schließlichgehtder Verfaſſernoh einmal aufdie „clau-
Sula rebus sic stantibus“ ein,deren Anwendung im Völkerrecht
eine Gefahrſei,und meint dann: „es hält schwer anzunehmen,
daß trotz der Wünsche gewisser Verfechter dieses Grund-
Satzes Sie (sc.die Klausel)unwidersprochene Anwendung im
Völkerrechtfinden könnte“ (SG.14).

Nach nochmaligerBetonung des „Pactasunt servanda“” geht
der Verfaſſerſodannzu der Analyſedes Art. 19 der Völkerbunds-

ſahungüber und meint dazu,„es wird nützlich sein,den histori-
Schen Boden aufzuzeigen,auf dem „einerder wichtigstenund
allergefährlichsten(Artikel)in der Organisation des Völker-

bundes“)eben der Art. 19 entstand“. ....…. „Es ist eine fest-

Stehende Tatsache,daß die alliiertenStaaten sich vollkommen
Rechenschaftdarüber gaben, daß der Versailler Vertrag nicht
vollkommen sei,daß viele Fragen verbleiben,welche die Zu-
kunft lösen muß. [Dazuſcheinenaber die Gebietsfragen,die der

Verfaſſerſpäterausdrücklihausſchließt,niht zu gehören!]
Das bekräftigte Clemenceau in der Note an die Delegation
Deutschlands(welche die Deutschen „Mantelnote“nannten),
wenn er Schrieb, daß der Vertrag „gleichzeitigein Organ
Schaffe,das notwendig sei für die friedliche Erledigung aller

internationalenProbleme im Wege des Meinungsaustausches
und der Verständigung,sowie um eine Methode zu finden,von
Zeit zu Zeit Veränderungen in den Bestimmungen von 1919

vorzunehmen, indem sie neuen Tatsachen und neuen Bedingun-
gen angepaßt würden ....““ Nach einigenBemerkungen über
die möglicheEnkſtehungdes Art. 19 — wobei der Verfaſſerdie
VermutungGoellners,der Ark. 19 ſtammevon Wilſonſelbſt,als
unbegründetablehnt— erklärt er, daß nah dem bisherigen
Stande der Forſchungenals der Geburkstagdes Ark. 19 der
14.Februar1919 angeſehenwerden könne,an welchemTageer zum

erſtenMal von der Kommiſſion,bei der Wilſonden BVorſißgeführt
habe,berafen worden ſei.In der zweiten,am 28. April 1919

ſtattfindendenSißung ſeider Ark. 19 in der heutigenFaſſung
zur Annahme gelangt.DieſeFaſſungſeiaber in der amtlichen
polniſchenVeröffentlichungnichtzutreffendüberſeßtworden,und
der VerfaſſergibtdaheraufS. 17 eine ſeinerMeinung nah dem

offiziellenTextentſprechendepolniſcheÜberſehung.
Im Anſchlußdaran wirftder VerfaſſerfolgendeFragen auf:

Wer kann die Initiativegem. Ark. 19 ergreifen?— Was kann
den Gegenſtanddes Beſchluſſesbilden? — Was unternimmt der

Völkerbund?— An wen ergeht das Erſuchen?— Iſtfürden Be-

hluß Mehrheit oder Einſtimmigkeiterforderlih?— Er kommt

dabeizu folgendenErgebniſſen:JedesWikgliediſtberechtigt,die

Snifiativezu ergreifen,und zwar geht der Verfaſſerhieraus-

führlihauf den Präzedenzfall(denAntrag Boliviens auf Re-

viſiondes Friedensverkragesvon 1904 zwiſhen Bolivien und

Chile)ein. Hierbeilehnter die ShückingſheTheorieab,daß auch
der Völkerbundsrak niht nur von ſih aus einen entſprechenden
Reviſionsantkragſtellenkönne,ſondernſogardie Pflichthabe,dies
zu kun, wenn ſih die Notwendigkeitergebe.Wichkigerals über

dieſeFrage dürftendie Ausführungendes Verfaſſersüber den

Gegenſtandder Unterſuchunggem. Ark. 19 erſcheinen.Der Ver-

faſſerunterſcheidethierdrei Gruppen: 1. ausgeführteVerträge
(Friedensverträge)mif ihren territorialenBeſtimmungenuſw.-
2.nichtausgeführteoder in Ausführungbefindliche(z.B. Dawes-

Plan),und ſchließli<„unausführbare“,„von denen eben Art. 19

1) Die in einfahenAnflihrungszeichenſtehendenWorte ſindZitataus dem
Werke des polniſhenVölkerrehtslehrersJ. Makowſki, „RewizjaTraktatów na
Ble Paktu LigiNarodów“ 1927.
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(Diíe Reviſionder Verträgeîm Líhtder Völkerbundsſagung.)

der Satzung spricht“.Im Anſchlußhieranerklärtder Verfaſſer:
„Was die erste Kategorie, ausgeführte Ver-

träge, anbelangt, so ist unbedingt festzu-

stellen, daß auf sie in keinem Fall der Art. 19

Anwendung finden kann. Und zwar beson-
ders in bezug auf die Vertragsbestimmungen,
welche die Grenzen der vertragschließen-
den Parteien festsetzen, kann keine Rede
von ihrer Revision sein, und jeder Wunsch
oder Bitte betr. eine solche Angelegenheit,
die an die Völkerbundsversammlung gerich-
tet wird, muß als nicht unter den betr.

Artikel fallend ohne Untersuchung gelassen
werden, muß a limine von der Versamm-

lung abgelehnt werden!). Bei dieser Gelegenheit muß
festgestelltwerden, daß alle Bemühungen, die in dieser Hin-
Sicht von denjenigen Staaten unternommen werden, die sich
durch die Friedensverträgeins Unrecht gesetzt fühlen (wie
Deutschland,Litauen und Ungarn),um sich durch die Inter-

pretation von Art. 19 die Revision ihrer Grenzen zu ermög-
lichen,in der Völkerbundsversammlung aus rein formalen
Gründen zum Mißerfolgverurteilt sind.“ Für dieſeBehauptung
beruftſih der VerfaſſeraufSchückingsKommentar zum Genfer
Protokoll,in welchem dieſerbedauert habe,daß alle Konflikke
betr. Gebietsfragen,die dur<hdie leßtenFriedensverträgeer-
ledigfworden ſeien,gemäß Arkikel 4 des GenferProtokollsvon
einer Prüfung ausgenommen worden ſeien.ProfeſſorSchücking
wiſſeſelbſtzu gut,daß Friedensverträgebetreffendterritoriale
FeſtſezungenohneZuſtimmungder intereſſiertenParteienkeiner
Reviſionunkerworfenwerden könnten,denn, ſo behauptetunſer
Verfaſſer,„ausgeführt,schaffen sie für die Parteien erworbene

Rechte (iuraquaesiíta);es ist Grundsatz der internationalen

Rechtsordnung,gültig erworbene Rechte nicht in Zweifel zu

ziehen“ (GS.22/23).Über die in AusführungbegriffenenVerträge
wird weiter nihksBeſonderesvermerkt. Schließlichbehandeltder
Verfaſſerdie „unausführbarenVerträge“,von denen Ark. 19

priht,„bei denen man síich davor hüten muß, absolute Un-

möglichkeit der Ausführung mit Schwierigkeit der Ausführung
zu verwechseln“ (SG.23).Nur folheVerträge,die tatſächlich
„unausführbar“ſind,dürfenna<h der Meinung des Verfaſſers
dem im Ark. 19 vorgeſehenenVerfahrenunterworfenwerden.

Vei Bekrachkungder in Ark. 19 vorgeſehenen„Zuſtände,die
den Welkfriedenbedrohenkönnen“,unkerſcheidetder Verfaſſer
ſolcheZuſtände,die aufGrund von Verträgenbzw.internationalen
Aktken enlkſtandenſind,und fernerverktragsloſenSituationen. Die

erſteGruppe läßtſihnichtvon den Verträgen,aufGrund derer

ſieenfſtandenſind,trennen,es giltalſofürſiedas gleiche,wie
das über dieſeGeſagte.Bezüglichder vertragsloſenZuſtändeif
die enkſheidendeFrage,über welchedie Völkerbundsverſammlung
entſchließt,die,„ob ſieden Weltfriedenbedrohen“.Wie ſichdie
Völkerbundsverſammlungzu Anträgen gemäß Ark, 19 verhalten
kann,dafürkonſtruiertder Verfaſſervier Fälle:

1. Die Verſammlung erklärtaufGrund eines Rechksguktachtens
oder auf Grund eines dur< den StändigenInternationalenGe-
richtshoferteiltenGutachtensſichfürinkompetent,die Angelegen-
heitwird niht unterſuhk.Der Verfaſſerbemerkt hierzu:„Auf
diese Feststellungkönnen Motive politischerNatur hinwirken,
wofür die Versammlung schon bei der bolivisch-chilenischen

Frage ein Beispielbietet“ (SG.25).Die Verſammlung habe nur

die Möglichkeit,den inkereſſiertenStaaten eine Reviſionvorzu-
ſchlagen.

2. Die Verſammlungerklärtſihfürkompetent,aber der An-

fragaufReviſionwird abgewieſen,denn „dievertraglichenVer-

pflichtungensind erfülltworden, sie fallen nicht unter den Arft.

19 (z.B. die Frage der deutsch-polnischen,der polnisch-litaui-
Schen, ungarisch-rumänischen,ungarisch-tschechoslovakischen
Grenzen).Die internationale Situation bedroht nicht den Welt-

frieden.“ Man merkt deuflich,wie dieſebezeihnendenAusführun-

1)Von uns geſperrt.(Red.)
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(Dle Reviſionder Verträgem Lichtder Bölkerbundsfazung.)
gen niht von völkerrehtlihenErwägungen,ſondernvon politi-
[hen Wünſchendiktiertworden ſind.

3. Die Verſammlungkann ſichals zur Prüfungkompetenter-
klären;der Verfaſſerweiſtaber auf das „kann“ gegenüberdem
„muß“ hin,ſo daß der Fall eintreten kann, daß aus politiſchen
Gründen der Vorſchlagder Verktragsreviſionunkerbleibkt.

Sdließlih4. Die Verſammlungerachtetſihals kompetent,
nimmt den Ankrag an und beſchließt,ſihan die intereſſiertenPar-
keienzu wenden, damit dieſeden „unausführbaren“Vertrageiner
Prüfungunterziehen.DieſerBeſchlußmuß aber „einſtimmig“er-
folgen,wofür der Verfaſſereine Reihe völkerrechtliherAutori-
täten(vornehmlichengliſcheund franzöſiſche)anführt.Und wenn

auchdieſerBeſchlußnun einſtimmigerfolgtiſ,ſobedeutet er doch
keinerehtliheBindung fürdie aufgefordertenStaaten. Beſon-
dersbefontder Verfaſſer(imGegenſaßzu einer Reiheauchdeuk-
ſher Völkerrechkslehrer)die Notwendigkeitder Einſtimmigkeit
des Beſchluſſesund polemiſiertfernerbeſonderseifriggegen
Schücking(an den ſi< auch der polniſheVölkerrechklerCybi-
howski anſchließt),weil dieſerverlangt,daß die inkereſſierken
Parteienvon der Abſtimmungausgeſchloſſenſeinſollen,„denn
fonſtwürden ſiegewiſſermaßenals Richkerin eigenerSacheauf-
krefen“ (deutſchesZitatnah Schücking).Verfaſſerſchließtſi
hierbeiu. a. an die Entſcheidungdes StändigenInkernationalen
Gerichkshofesim Haag betr. den Streit Bolivia-Chilean, und
zikierthierausden Saß: „Es würde ſchwerhaltenzu verſtehen,
daß Fragen,die den Weltfriedenbetreffen,gegen den Willen

derjenigen,die in der Minderheitſeiend,wegen ihrerpolitiſchen
Sikuationgezwungen ſeinwürden, die Mehrheit der Laſtenund
Folgenzu tragen“(S.30).Ergehtnun ein BeſchlußaufAnwen-
dung des Ark. 19 [wofürübrigensbei dieſerAuslegungwenig
Wahrſcheinlichkeitbeſtehendürfte],ſo ſtelltder Verfaſſernoch-
mals das FehlenjederformalenVerbindlichkeitfürden betreffen-
den Staat feſt,„indessenwerden die interessierten Staatsregie-
rungen, deren Verireter an dem Zustandekommen des ein-

Stimmig gefaßten Beschlusses beteiligtsind, ..... moralisch

Verpflichtet sein ..... die Traktatbestimmungen, welche

unausführbar geworden sind,einer Prüfung zu unterziehen ...“
(S. 30).Um ſeinepolniſchenLeſerzu beruhigen,erklärtaber der

Verfaſſer,daß „nur dann die Versammlung fordern wird, un-

ausführbare Verträge zu untersuchen, wenn sie Sicher sein

Wird, daß die Parteien in gutem Glauben die Revision .. ..….

vornehmen“ (SG.30).Recht widerſpruchsvollmeint er ſchließlich:
„Der Völkerbund ist kein Organ, das berufen wäre zu einer

gleichsam dauernden Revision verbindlich gewordener Ver-

träge,ebenso ist er kein Institut,das von seinen Mitgliedern
Politiscle Askese verlangen könnte. Er entstand zu dem

Zwecke, die internationalen Beziehungen glücklicher zu ge-

Stalten!),unaufhörlich auszugestalten . . . und im Falle der Not-

wendigkeit zu ändern und umzugestalten“ (SGS.31).Aber hierzu
liegtnah der Behauptung des Verfaſſerskein Grund vor. Im

Anſchlußan dieſeAusführungenteiltder Verfaſſereine ganze

Reihe von Enkſcheidungenzum boliviſh-chileniſhenStreit mit,
die im AugenblicknichtaufihreVollſtändigkeitnachgeprüftwerden
können,und die dazudienen ſollen,die oben gekennzeichnetenDar-

legungendes Verfaſſersnohmals zu erhärten.
Von der Zuſammenfaſſung,die der Verfaſſerauf S. 35 über

dieInterpretationdes Ark. 19 gibt,intereſſiertnur folgendekake-
goriſheFeſtellung:„Was die internationalen Ver-

hältnisse, die den Weltfrieden bedrohen, an-

belangt, so können sie auf keinen Fall die

Politische Situation betreffen, die auf Grund

der Friedensverträge nach dem Weltkrieg

Leschaffen worden ist?).Denn der Völkerbundspakt
nahm als Grundprinzip die Achtung aller Vertragsverpflichtun-
gen an. Art. 10 als Fundamentalsatz bestimmt: Die Bundes-

mitglieder verpflichtenSich,die gegenwärtige terri-

toriale Integrität und politische Unabhän-

Zigkeit der Bundesmitglieder?) zu achten und vor

R

—————

1) Augenſcheinli<hna< Meinung des Verfaſſersaber nur für die Slieger-
ſtaaten(Red).

2) Von uns geſperrt.(Red.)
3) Vom Verfaſſergeſperrt.(Red) 111
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jedem äußeren Angriff zu schüizen.“ Shließlih weiſtder Ver-
faſſerauchals weikere Sicherungsmaßnahmedarauf hin,daß nicht
nur die unmiffelbar intereſſiertenStaaten,ſondernauch alle
ſeinerzeikigenSignatarſtaatenmit einer Reviſioneines Vertrages
einverſtandenſeinmüſſen:„Der Widerstand irgend eines Staates
der den Vertrag unterzeichnete,schafft die Unmöglichkeit der
Revision des betreffenden Vertrages“ (SG.36).

Auf dieſenerſtenTeil,in welchem der Verfaſſerſi<hbemüht,
den Rahmen theoretiſchervölkerrechtliherErörterungennichtzu
überſchreiten,folgtnoh eine Erörkerungder praktiſchenSeite des
ProblemsfürPolen,und zwar der ſichvielleichtergebendenMög-
lihkeikenfürDeufſchlandund Litauen. Hier läßtder Verfaſſer
jedoch,wie ſchoneingangsbekontwurde, jeglicheObjektivikätver-

miſſen,ſodaß ein deutlicherNiveauunterſchiedfeſtſtellbariſt.Ab-
geſehenvon der Frage,wieweit die bisherigenAusführungen
juriſtiſchzukreffendſind,habenſiedoh den Charaktereiner wiſſen-
ſchaftlihenErörterung;was folgt,iſtim Tone des berüchtigten
Krakauer Heßblatfes,des „KurjerIluſtrowanyCodzienny“ge-
ſchrieben.Nachdem zunächſt„der deufkſhePazifiſtSchücking“er-
wähnt wird,dem der Verſuch,das GenferProtokolldahingehend
auszulegen,daß auh Gebieksverträgeder Völkerbundsentkſchei-
dung unterliegenkönnen,ſehrverübeltwird,zumal „er sich auf
die Situation,die die Existenz des „polnischenKorridors“ für
Deutschland schafft,bezog“,fährtder Verfaſſerfolgendermaßen
fort:„Ebenso sprechen auch die deutschen Politikerund Staats-
männer in ihren Kundgebungen den Gedanken aus, daß die pol-
nisch-deutschen Grenzen einer Revision unterzogen werden

müssen; die einen von ihnen meinen, im Wege gemeinsamer
Verständigung durch unmittelbare Verhandlungen,die anderen

dagegen durch Revanche, das heißt durch einen Krieg“ [G.37.
Hinweis aufdie Rede Hergksin Beuthen 1927,aufdie Tagung in

SchneidemühlFebruar1928.]Gegen die BehauptungSchückings
(Das GenferProtokoll,1924),daß nur die Friedenspräliminarien
vom 11. November 1918 für Deukſchlandverbindlichſeien,der
VerſaillerVerkragdagegenunter Zwang geſchloſſenund ungültig
ſei,meint der Verfaſſer,daß Deukſchland1. in Ark. 87 des Ver-

ſaillerVertragesauf die in Art. 27 beſchriebenenOſtgebietever-
zichtethabe;2. „diesmal schon ohne Zwang durch die Unter-

zeichnung des Vertrags betr. der Bestimmung der polnisch-
deutschen Grenze durch die Internationale Deliminations-
kommission““ [imOriginal(S.38)geſperrt].

Dann heißtes weiter: „Die Gebietsklauseln wurden daber
definitivausgeführt.Auf dieser Grundlage können sie also nicht

der Revision gemäß Art. 19 unterliegen,was im Übrigen
Deutschland genau weiß. Wenn tatsächlich irgendwelche Mög-
lichkeit einer Revision der in Betracht kommenden Festsetzun-

gen des Versailler Vertrages vorhanden sein würde, und sei

auch nur ein Anschein dafür,so wäre Deutschland schon längst
an die Völkerbundsversammlung mit dem Antrag, Polen zur

Prüfung der Verträge,welche für Deutschland bedrückend sind,
. aufzufordern,herangetreten. Die Behauptung, der Ver-

sailler Vertrag habe bezüglich der Grenzen Polens eine Si-

tuation geschaffen,die in Zukunft den Weltfrieden bedrohe,
läßt sich nicht aufrecht halten,da Polen sich betr. der durch

den Versailler Vertrag an Polen abgetretenen polnischenGe-
biete nicht einmal auf die Verträge zu berufen braucht. Diese

Gebiete waren historisch polnisch,standen bis zur Zeit der

Teilungen unter polnischerHerrschaft und wurden uns durch

internationale Vergewaltigung abgenommen. Polen besitzt

historische Rechte auf diese Gebiete,und diese Tatsache wird

durch nichts geändert. Und selbst wenn der VersaillerVertrag
in Zukunft einer Gesamtrevision unterliegensollte,so würden

diese Gebiete,welche die Wiege des polnischen Staatslebens

bildeten,und die Rechte, welche Polen darauf besitzt,aus-

reichen,um zu beweisen, daß die Deutschen nur der rasende

Revanche-Gedanke, der überhaupt nicht mit historischer Wahr-

heit rechnet,leitet... . Und wenn die deutschen Staatsmänner

dies nicht verstehen können, so ist das nur ein Beweis ent-

weder für ihren Mangel an GeschichtskenntnIs,oder aber es

leiten sie politischeGesichtspunkte,die ihnen notwendig sind

zur Erreichung von Zielen,welche nicht immer mit der Idee
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der Gerechtigkeit und dem Weltfrieden übereinstimmen. Ale
revisionistischen Absichten der deutschen Politiker aus allen
Lagern von den von Chauvinismus trunkenen Nationalisten bis
Zu den Sozialisten einschließlich — sowohl derjenigen die heute
zur Regierung gehören als auch derjenigen, welche der Re-
gierung fernstehen, — besitzen keine rechtliche Begründung.“
DieſerStandpunktder deutſchenPolitikerſchaffenur Schwierig-
keitenfroßder Takſache,daß nah den Worten des Miniſters
Zaleski„die grundlegende Absicht aller polnischen Politiker
Sei,die allerbesten nachbarlichen Beziehungen mit Deutschland
herzustellenund zu befestigen“(SG.38/39).

Doch unſerVerfaſſergehtno< ſchärfermit den Deutſchenins
Gericht:Die deutsche Diplomatie hat nicht den Weg der Auf-
Tichtigkeitbetreten,sondern sie wird durch das Trugbild der

Vergangenheit,der früheren,geheimen, hinterlistigenDiplo-
matie verlockt. Dadurch, daß man im deutschen Volke den

Revanchegedankennährt,um nach dem Muster Bismarcks von

neuem das Deutsche Reich aufzubauen, trägt man nicht zur

»moralischen Abrüstung“ bei,welche das deutsche Volk zu-

nächst bei sich selbst einführen sollte,bis die neue Friedens-
Sarantie (derKellog-Pakt)„einen erfolgreichenAntrieb den Be-

Strebungen gibt,welche auf eine allgemeine Abrüstung hin-

zielen““

[DieſenlehtenSaß zikiertder Verfaſſeraus der deuk-
ſchenAntwortnote an Amerika vom 27. April1928.]

„In Deutschland herrscht,trotz der Umänderung der kaiser-
lichenFarben in die der Republik der Geist Wilhelms und Bis-

marcks. Die deutsche Diplomatie ist nicht erfüllt von der
großen Idee des Weltfriedens. Man hat vergessen, daß man

mit dem Augenblicke des Beitritts zum Völkerbunde Verpflich-
tungen übernahm, die man gewissenhaft und loyalbeobachten
muß. Und vor allem muß man die Verpflichtungenbeobachten,
welche Sich aus Art. 10 des Völkerbundspaktes ergeben, „der
jedem Mitgliede des Völkerbundes befiehlt,die territoriale

Integritätund politischeUnabhängigkeit ausnahmslos allerKon-
trahenten des Paktes zu respektieren“.“DieſenlebtenSah zitiert
der Verfaſſerebenfallsaus der am 9. Januar 1927 gehaltenen
Rede des MiniſtersZaleski.„Deutschland entwickelt gegen

unsere Westgrenzen eine unerhört gewaltige Propaganda-
Offensive,die absolut unvereinbar mit Art. 10 des Völkerbunds-

Paktes ist.„Sieist in hohem Grade gefährlichfür den Frieden,
nicht nur für Polen, Sondern für den allgemeinen Frieden“.“

Und nun folgenSätße,in denen klar ausgeſprocheniſt,daß
eine Verewigungder Rheinlandbeſehungnur in polniſchemSinne
liegenwürde: „Wenn die Deutschen heute derartig sich ver-

halten,wo die Rheinland-Okkupationnoch nicht aufgehoben ist,
um welche Sie Sich so eifrigbemühen, dann kann man an-

nehmen, daß sie von dem Augenblick an, da die Rheinland-

Okkupationaufgehoben wird, und die Mandatsfrage hinsichtlich

der deutschen Kolonien erledigtsein wird, freier und ohne

Rücksichtauf die allgemeine Meinung ihren gegen die West-

grenzen Polens gerichtetenAngriffbeginnen werden.“

„Man muß mit aller Entschiedenheit erklären,als Meinung
des ganzen polnischenVolkes,„daß wir für die guten Nachbar-

beziehungennicht den Preis der Revision unserer Westgrenzen
zahlen)“ Für keinen Preis treten wir einen

Fuß pommerellischen oder schlesischen

Bodens ab, dieser Gebiete, welche polnisch
Sind, die uns die Übermacht nahm und die

uns der Sieg des Rechts und der Gerechtig-
keit wieder zurückgab?). Jeder Pole weiß, wie teuer

uns diese Gebiete Sind,daß sie nicht weniger polnischsind als

andere am meisten polnischenLänder; jeder weiß, daß ohne
Sie Polen nicht existieren kann ..…... und jeder Pole

Würde keinen Augenblick zögern, sein höch-

Stes Opfer an eigenem Blut und eigener
Habe zur Verteidigung dieser Gebiete vor

allen Angriffen, aus welcher Richtung sie

auch kämen, hinzugeben“ [G.40].
————

.
1)Die in AnflihrungszeichenſtehendenWorfe ſindZitakaus der Rede des

MiniſtersZaleskivom 9. Januar 1927.

2) Vom Verfaſſergeſperrt.(Red.)
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Der Verfaſſerhofff,daß das Verſkändnisfürdieſeangebliche
Einmütigkeit(?)des polniſchenVolkes ſihbei Freund und Feind,
Friedensfreundenund kriegslüſternenPolitikerndurchſetzen
werde, wendet ſichdann wieder Deufkſchlandzu und ſtelltbei Ge-

legenheitder deutſhenAntwortnote aufden Kellog-Paktfeſt,daß
danachfürDeukſchlandnur der Völkerbundpaktund das Locarno-
Abkommen betr. das Rheinland verbindlichſei:„Also die in

Locarno mit Polen und der Tschechoslovakei unterzeichneten
Protokolle und die Sich daraus ergebenden Verpflichtungen
Stellen für das offizielleDeutschland nichts von Bedeutung dar,
Sind für es „ein Fetzen Papier“ (Bethmann-Hollweg).
Deutschland erklärt von vornherein,daß „alleanderen inter-

nationalen Verträge dieser Art Deutschland nicht betreffen“.

(Wie sie über den Rapallo-Vertragdenken,ist nicht bekannt.)“
[S.40/41.]

Aber,ſomeint der Verfaſſerweiter,„dieBereitwilligkeitder
polnischenRegierung zur Unterzeichnung des Paktes . . . kann
schließlichDeutschland die Augen für die Wirklichkeit öffnen.

Die Phantastereien „von der Berichtigung der Ostgrenzen““
müssen verschwinden, und man muß wünschen,daß Deutsch-

land begreift,daß es unter den jetzigen Bedingungen hin-

streben muß auf ein harmonisches nachbarliches Zusammen-
leben zum Wohl und Nutzen beider Völker.“ Es klingtim
Munde des polniſchenVerfaſſersangeſichksder faſtin allenpolni-
ſchenZeitungenimmer wieder neu auflebendenſyſtemakiſchen
Hetzegegen Deukſchlandetwas eigenartig,wenn er ſodannweiter
meint: „man muß nicht die jetzigeGeneration in der Psychose,
wie Sie vor der großen Weltkatastrophedes Jahres 1914 be-

Stand,erziehen ..…..….

6

Die Ausführungenüber die polniſch-litauiſhenStreitfragen
findunverhältnismäßigkurz(kaum114 Seiten)und führennatür-
lihauchzu einer Ablehnungder litauiſchenAnſprüche.Der Proteſt
Litauens gegen die Feſtſeßungder polniſch-litauiſhenGrenzewird
mit der Bemerkung abgetan,daß dieſerdur< die Erklärungdes
Völkerbundsrats vom 12. April1924,daß „die polniſch-likauiſhe
Grenzeendgültiggezogen und daß der Streithierüberentſchieden
ſei“zurückgewieſenworden ſei.Alſoauchhierkönne der Ark. 19

keine Anwendung finden.
Mit einem Appellan Likauen ſchließtder Verfaſſerſeine

Schrift,wobei er ſelbſtdie Forderung,die er no< aufS. 41 ge-

ſtellthat,daß man die Pſychoſevor dem Weltkriege1914 ver-

bannen müſſe,augenſcheinlichvergeſſenhak.Denn wieder ſindek
er, um Likauen fürPolen zu gewinnen,keinen andern Weg, als

den,Deutſchlandzu verdächtigen:„Litauen sollte einsehen,daß
die gemeinsame Arbeit mit Polen gerade in diesem Winkel Ost-

europas ein sehr wichtiges politischesProblem ist. Litauen

Sollteendlich die hinterhältigeund schlaue PolitikDeutschlands

erkennen, das zwischen Kowno, Warschau und Moskau lavie-

ren will... Es sollten ferner die maßgebenden Leiter der

litauischen Politik an die revisionistischen deutschen Pläne

denken, deren Ziel es ist,im Austausch gegen den Danziger

Korridor,Litauen oder Memel als Entschädigung für Polen zu

bezeichnen.“

[Rewizjatraktatów w éwietle Paktu Ligi Narodów. War-

schau, 1928,45 S.] (72)

Die „Verſtärfkung"Pommerellens.
Anläßli<hdes Aufenkhaltsdes polniſhenStaakspräſidenten

Moéscicki in Poſen widmeke die polniſhePreſſeden Zu-
ſtändenin dem früherenpreußiſchenTeilgebietbeſonderserhöhte
Aufmerkſamkeit.Hier ſeiennur die bezeihnendſtenÄußerun-
gen herausgegriffen:nämlih die Verſuche,den polniſchenCha-
rakter dieſerGebiete zu ſtärken:1. dur<hrückſichtsloſeDurch-
führungder Agrarreform,2. dur< Gebietserweiterungder Woje-
wodſchaftPommerellen.

Zunächſtdas erſtere:In unverhüllterForm wird wieder aus-

geſprochen,was längſtbekannt war, daß nämlichdie Agrarreform
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in Polen vornehmlih zur Schädigung der Minderheiten dienen
foll. So wird z. B. im „Me��ager Polonais“ (Nr. 174 vom 1. 8.

1928) im Anſchlußan einen Berichtüber einen Arkikel des Kra-
kauer „JIluſtrowanyKurjerCodzienny“unter der Überſchrift:
„Der Kampf mit der germaniſchenHydra in Pommerellen“gefor-
dert:„Verkeidigenwir das polniſhePommerellengegen die deuk-
ſhe Durchdringung!“

Die Durchdringungdes polniſhenPommerellensdurch die

Deukſchengeſchehenichtbloßdur< Preſſepropagandaund Ver-

teilungvon Broſchürenunter der angeſeſſenendeutſchenBevölke-
tung, fondernwerde vor allem auchſihtbardur< die Erwerbung
von Land und Immobilien. DieſeAkkion werde unterſtütdurch
enorme ‘FinanzmitteldeutſherOrganiſationenaus Amerika (?)
und auch dur< das DeukſcheReich (nah einem Artikel in der

„GazetaGdaúska“ ſollenes holländiſcheBandinſtituteſein,die
hierals Strohmännervorgeſchobenwürden).

Unter den energiſchzu ergreifendenGegenmaßnahmen fordert
der Verfaſſervor allem,„daß das Parzellierungsgesetzauf alle

Gebiete,die von einer gemischten Bevölkerung bewohnt

Werden, in seiner ganzen Schärfe angewandt werden muß.“

Weiterhinfährtder Verfaſſerfort:„Die Bevölkerung Pomme-
rellens hat eine hochwichtige Mission zu erfüllen. Sie muß
mit der Regierung zusammenarbeiten. Die polnischeBevölke-
rung muß allen Versuchen, diese Gebiete an unseren Nord-
grenzen zu germanisieren, den schärfsten Widerstand ent-

Legensetzen. Vor allem dürfen die Polen auf keinen Fall ihr

Land an die Deutschen abtreten. Jeder Hektar,der von einem

Deutschen erworben wird, ist eine neue Festung des Ger-

manismus. Jeder Verkauf polnischenBodens an die Deutschen
muß als Verbrechen an der Nation gebrandmarkt werden.“

In welcherWeiſe Vevölkerungund Regierunggegen die deut-

ſhe Minderheitzuſammenſtehenſollen,wird aus zwei Artikeln,
die in den WarſchauerZeitungen„Glos Prawdy“ und „Epoka“
erſchienenſind,erſichtlich.

In der Beilage„Pommerellen“zum „Gtos Prawdy“ veröffentk-
lihtder bekannte Direktor der „See- und Flußliga“Uziembtoin
dem EinleitungsaufſalzfolgendegrundlegendeBetrachtungen:
„Dieses Land hat eine Mission,von der in hohem Maße die Zu-

kunftder Republik Polen abhängt,nämlich .…. Polen den Weg in

die weite Welt zu bahnen; und das îst entscheidend für die

Frage,ob wir eine’Macht darstellen,oder ob wir in die Reihe
der „Kleinen“, in jedem Falle,der geringeren Völker, der

Staaten letzter Güte und geringerer Bedeutung, zurückgedrängt
werden.“ Nach einigenBemerkungen über den Mangel an natür-

lihenReichtümernſowieder wenig zahlreichenBevölkerungin
Pommerellen(Durchſchnittpro gkm 57,3 gegen den polniſchen
Staatsdurchſchnittvon 68,7 Einwohnern)ſtellkder Verfaſſerfeſt,
daßPommerellenzur ErfüllungdieſerAufgabeweder Kräfkenoh
Mittel habe.

Als Hinderniſſewerden weiter genannt:der Mangel einer

Intelligenz(derſihauh bei der Verwaltungſtörendbemerkbar
gemachthabe)und das Fehlen eines kulturellenMittelpunktes;
denn Bromberg (deſſennatürliheZugehörigkeitzu Pommerellen
ſpätererörtert wird)gehörezur WojewodſchaftPoſen,und da-

durh würde eine Menge von Kräften,die nah Pommerellen
gehörtenoder dahinzielten,von Pommerellenabgezogen.Die in

Thorn geleiſteteArbeit,vornehmlih die der Wiſſenſchaftlichen
Geſellſchaft(TowarzyſtwoNaukowe) könnte als ausreichendnichk
erachtetwerden.

Nach der Feſtſtellung,daß,vornehmlichdurh die neue Gene-

rakion,die bereits in der Atmoſphäreder Unabhängigkeitheran-
gewachſenſeiund ſihaufpolniſchenUniverſitätenfürVerwaltung
und Selbſtverwaltungausgebildethabe, das Ende der erſken
krankhaftenZeitin der GeſchihtePommerellensgekommen ſei,
und daß neue friſcheKräftezu wirken begännen. .  ., erklärtder

Verfaſſer,daß „dieVerdichtung der dünnen Bevölkerung dieses

Landes eine Notwendigkeit für eine hinreichende Sicherstellung

unseres Zugangs zum Meere und zugleicheine Verstärkung des

Polnischenund Schwächung des deutschen Elements“ ſei.Die

Agrarreformſeinokwendig mit Rückſichtauf die Ernährung,
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gleichzeitig bedeute ſie aber eine Verringerung des

deutſhen Beſißſtandes.
Der Verfaſſerſchließt:„Die Aufgaben Pommerellens sind

groß und bedeutend. Und hier kehre ich wieder zurück zu

meinem „ceterum censeo“ in dieser Angelegenheit: Pomme-
rellen kann seine Aufgabe für den Staat erst dann erfüllen,
wenn es gehörig gestärkt sein wird. Es ist notwendig, es zu

verstärken,und zwar durch Einverleibungder Netzekreise und

einiger Kreise des früheren Kongreßpolens,um daraus eine

tragfähige Selbstverwaltungseinheitzu schaffen. Ebenso not-

wendig ist es, entsprechend der Größe und Bedeutung Pomme-

rellens,Bromberg zur Hauptstadt zu machen. Erst das ist die

gebührende Problemlösung.“
Zur Frage der ErhebungBrombergs zur HaupfkſtadtPomme-

rellenswird in einem Artikel in der WarſchauerZeitung„Epoka“
ausgeführt,daß „Bromberg, obwohl verwaltungsmäßig zur

Woijewodschaft Posen gehörig,de facto die natürliche Haupt-
stadt Pommerellens und der Zentralpunkt für alle lebenswich-

tigen Interessen Pommerellens ist. Früher oder später muß es

zu Pommerellen geschlagen werden.“ Sierzuwird noh weiter

vermerkt,daß Bromberg der wichkigſteEiſenbahnknotenpunktſei,
daß auch heute ſchondie EiſenbahndirekktionDanzig ſowiedie
Poſtverwaltungaußer Pommerellen auh Bromberg mit dem

Nehediſtriktumfaſſe,und daß die pommerelliſhenIntereſſen-
verbände ihrenSiß in Bromberg haben.

Über die Ausführungender „Epoka“,die ſihzum Teil wörklich
mit denen im „Glos Prawdy“ decken,ſeihierberichkek:

Pommerellengehörezu den kleinſtenWojewodſchafkenPolens,
und es ſeidaher erſichtlih,daß eine ſol<hkleine Verwaltungs-
einheitin finanziellerHinſichtſehr{{<wachſei,wobei die relative
Armuk und geringe BVevölkerungsdichkedes Landes zu berü<>k-

ſichtigenſei.
„Dagegen stellt Pommerellen in bezug auf den Staat ein

Gebiet von außerordentlicher Wichtigkeitdar,das große Geld-

aufwendungen und allseitigeInvestitionen erfordert. Pomme-
rellen hat entscheidenden Einfluß nicht nur auf die Entwicklung
der polnischen Küste, sondern auch für die Erfüllung seiner

Rolle als Brücke zwischen dem Binnenland und dem Zugang
zur See.“

Die dann folgendenAusführungenüber den notwendigenAus-
bau des Eiſenbahnneßesund ſeinenUmbau für die polniſchen
Bedürfniſſe(Pommerellen—Warſchau,Gdingen—Kohlen-Naphta-
gebiet)ſeienan dieſerStelle nur erwähnt.Wichkigererſcheint,
daß auh der VerfaſſerdieſesArkikels feſtſtellk,daß Regierung
und SelbſtverwaltungHand in Hand arbeitenmüſſen,daß er aber

in allerAusführlichkeitdie Pläne einer Erweiterungdes Verwal-

ſungsgebiefsPommerellenserörtert. Zu den ſtaatspolitiſchen,ſo-
wie wirktſchaftlihenund kulturellen Intereſſenkäme noh das

Nationalitätenproblem. In allerOffenheitwird hier
(inder „Epoka“und dem „Gtos Prawdy“ [diebeide der Regie-
rung ſehr nahe ſtehen],wörtlich übereinſtimmend)geſagkf:
„Tatsächlichist eine große Mehrheit der pommerellischen Be-

völkerung polnisch,aber die deutsche Minderheit!)
bildet dort noch einen bedeutenden Prozentsatz(höherals in

Posen),und vor allem befindet sie Sich sozial und

kulturell in privilegierter Stellung!). Dieser

Zustand läßt sich zugunsten des Polentums nur verbessern

durch Einbeziehung der benachbarten Posener und Kongreß-

polnischen Kreise, die einen höheren Prozentsatz rein polni-
scher Bevölkerung, und darunter eine größere Zahl von Ver-

tretern der wohlhabenden und intelligentenKreise,besitzen.“

Seinerzeitſeidur< die von dem WiniſterrateingeſehieKom-

miſſionBobrzyúſki ein Geſehentwurfüber die Änderungen
der Grenzen der WojewodſchafktPommerellenausgearbeikekt
worden; darin ſeienu. a. folgendeVorſchlägegemachtworden:

Zu Pommerellenſollkendie KreiſeWirſiß,Bromberg Skadk und

Land und Schubin aus der WojewodſchaftPoſen, fernerdie

KreiſeLipno,Nieszawa und Rypin der WojewodſchaftWarſchau
kommen. Dadurh werde die Bevölkerungszahlder Wojewod-

I)Von uns geſperrt.(Red.)
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ſhaftPommerellenauf 14 Millionen und die Bodenflächeauf
24 000 gkm anwachſen.
_Veieinem Anteil von rund 180 000 Deukſchenauf 940 000

Einwohnerergebeſi< ein Prozentſaßder deutſhenBevölkerung
von rund 19 2%.Sehe man bei der Bevölkerungvon 114 Millio-
nen die Zahl der Deutſchenmit 220 000 an, ſoergebeſi<danach
ein Prozentſahßvon rund 14,5 %.

Leider ſeidieſerEntwurfniht zum Geſeh gediehen,der Ge-
danke ſeijedochin die Öffentlichkeiteingedrungen,und zwar habe
der Abg.Langerim jeßzigenSejm den allſeitiggünſtigaufgenom-
menen Antraggeſtellt,die WojewodſchaftPommerellendurchEin-
beziehungder 4 Nehekreiſezu erweitern. Gleichzeitigſeidie Re-

gierungdaran gegangen, über die Vergrößerungder Wojewod-
ſchaftein eigenesProjektauszuarbeiten,das noh weiter

ging als (diehiererwähnten)Pläne Langerund Bobrzyúski.
In der „Epoka“wird dann nochder Proteſtdes PoſenerWoje-

wodſchaftslandtagesgegen die geplanteAbtretungder Nehzekreiſe
erörtert,und zwar meint der Verfaſſer,„daß wir die näheren

Gründe zu diesem Beschluß nicht kennen, daß sie rein egoisti-
Scher Natur seien, . .. denn alle gesamtstaatlichen und natio-

nalen Erwägungen sprechen gerade für die Vergrößerung
Pommerellens,. . . auf Kosten der Posener und Warschauer

Woijewodschaft.“DieſerBeſchlußdes Poſener Landtagsſei
»Sachlich vollkommen unbegründet und vom gesamtstaatlichen
Gesichtspunktunbedingt schädlich. Daher müssen die maß-

gebenden Behörden über die Meinung des Posener Landtags
zur Tagesordnung übergehen und so schnell wie möglich das

Projektzur Verstärkung und Erweiterung Pommerellens in die

Tat umsetzen ...…..

“ Über die Ausſiht auf Verwirklichung
Wird an anderer Stelle(dem ſchonzitierten„Gtos Prawdy“) ge-

ſagt,daß „unzweifelhaft,trotz eines gewissen Widerstandes

des Posener Wojewodschaftslandtages,dieses Projekt noch in

diesem Jahr verwirklicht werden könne. . .“

Ganz abgeſehendavon,wie weit der obenerwähnteRegierungs-
entwurf„der noh weiter gehen ſoll“,mögliherWeiſe alſonoh
andere KongreßpolniſheKreiſe einbeziehenwürde, genügt
ſhon dieſererſtePlan, um das Weſendieſes Projektszu er-

meſſen.Unbekümmert darum, ob dieſena< ihrem kulturellen

Viveau ſo verſchiedenenGebiete ſih zu einer tragfähigenVer-
waltungseinheitwerden verſchmelzenlaſſen,ſollhieralſoverſucht
werden, die WojewodſchaftPommerellenzu poloniſieren,vor

allem dem Auslande gegenüber,das in Zukunftvielleihtnur no<
von 10 % ſtatt20 97 (undmehr)Deutſchenim Korridor hören
Wird,ohne bei der notoriſchenUnwiſſenheit,die über dieſeGebiete
allgemeinherrſcht,die Praktikenzu ahnen,durchdie dieſerZu-
ſtandherbeigeführtworden iſt.

[,„MessagerPolonais“,Nr. 174 (1.8. 1928);„Epoka““,Nr. 198

(19,7. 1928);„Gtos Prawdy“, Dodatek: „Pomorze, jego

role, zadania i potrzeby ekonomiczno-polityczne“ (zur
Ausgabe vom 29. 7. 1928).] (68)

Gdingen und die Seefküſtevom Standpunkte
des Verkehrs.

Unter dieſemTitelberichtetdieamtlicheZeitſchriftdes Winiſte-
riums für Gewerbe und Handel über zwei Aufſäße;der erſte
ſfammt von dem früherenHandelsminiſterKiedron und handelt
über „Die EiſenbahnOberſchleſien—Gdingenals dringendſtes
WirtſchaftsproblemPolens“.

Kiedron hat hieru. a. ausgeführt:Von dem auf 45 Millio-
nento jährlichgeſhähßtenErgebnisder polniſchenKohlenförderung
entfallenaufden Verbrauchdes Inlandes 26 Millionen to (0,85to
pro Kopfgegenüber3 to in Deutſchland).Von den verbleibenden
19 Millionen to werden auf dem Landwege (nah Öſterreich,
Tſchechoſlowakei,Ungarn,Valkan, Italien,Rußland und Rand-

ſtaater)monatlih 550 000 to exportiert.Hierzukämen im Falle
des Abſchluſſeseines deufſch-polniſhenHandelsvertragesnoch
390 000 to monatlihfürDeutſchland.Insgeſamtwürden alſoim
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Höch�ffalle 10 000 000 to zu Lande exporkiert werden, faſtebenſo-‘

viel (9 Millionen to)verbleiben fürden Seeexport,wofür nah
Meinung des Verfaſſersnur die baltiſhenStaaten in Frage
kommen. Die bisherigenErfahrungenhaben jedochgezeigt,daß
die Leiſtungender Eiſenbahnliniennur 600 000 to monatlichbe-
tragen,„so daß der weitere Ausbau der Häfen, sowohl in Dan-
zig als auch in Gdingen ohne gleichzeitigeVermehrung der

Transportleistungder Eisenbahnen zwecklos ist.“ Zu diefen
Ausführungenvon Kiedron iftzu bemerken,daß ſienichtganz für
ſeineForderungüberzeugendwirken,daß man wegen der rund
2 Millionen to (9 Willionen Seeexportabzüglihrund 7 Millio-
nen bisherigeLeiſtungder Bahn)unbedingtdie „Kohlenmagiſtrale“
bauen muß. Demgegenüberiſtzu beachten,daß der Verfaſſerdes
zweiten,hiererwähntenArtikels den monatlichenKohlenumſchlag
in Gdingen alleinſhon auf 1375000 to — rund 16,5 Millio-
nen to jährlihangibt.Dadurch erhältdie Sachlageallerdingsein
anderes Vild.

Die Löſungder von Kiedron dargeſtelltenSchwierigkeitenſoll
der Bau der neuen Skrece bringen,welchedieſeHäfen (?)mik
dem Kohlenrevierverbindek,— die Streke Oberſchleſien—
Gdingen —, „die nicht nur eine unmittelbare Verbindung unter

Umgehung des Gebietes der Freien Stadt Danzig herstellt,son-
dern auch um 130 km kürzer als der bisherige Weg (nach
Gdingen!)ist,was weitere Ermäßigung der Frachten gestattet.“
Nach Meinung von Kiedron muß vor dem weiteren Ausbau des

GdingenerHafens erſtdieſeEiſenbahnliniehergeſtkellkwerden.

Der Verfaſſerdes vorliegendenberihtendenAufſaßesfügtdem
hinzu,daß der Bau der Linie niht nur beſchloſſenſei,ſondern
intenſivbefrieben werde, zumal fürdieſeZwecke in den Staaks-

haushaltein Kredit von 23 Millionen Zlokyeingeſtelltworden ſei.
Über die Eiſenbahnfragenin Gdingen ſelbſtinformiertein

zweiter,in dem vorliegendenAufſaßbehandelterArtikel,den ein

gewiſſerSzajerin der Zeitſchrift„InzynierKolejowy“Nr. 3 über

die im VerkehrsminiſteriumausgearbeitetenPläne fürden Aus-
bau der EiſenbahnſtationGdingens veröffenklihkhat. Als

Marximal-Erxrportquoteüber Gdingen werden hier angenommen:
1 375 000 to Kohle(— rund 16,5Millionen to jährlich)und fürden
Importnah Gdingen monatlih 161 000 to. Bei einer dur<ſchnikt-
lihenFaſſungskraftder Kohlenwaggonsvon 20 to ergibtſichfür
die Monake des höchſtenExporksfürGdingen ein Bedarf von

täglih35 Kohlenzügenmit 2400 Waggons; von dieſenwürden
10 2% (— 240)beladen (hauptkfächlihmit Erzen)zurückgehen,der
Reſt (2160)würde leer an die Gruben gehen. Ferner kämen

nochkäglihfürübrigesExporktguthinzu:23 Züge mit insgeſamt
1200 Waggons (zuje15 to,bede>te Waggons fürübrigeTrans-
porte),von denen 276 beladen zurückgehen.Vorgeſehenſei,daß
der ganze Kohlenktransporktauf der Linie Herby—Hohenſalza—
Bromberg—Danzig (do< wohlGdingen?)erfolgenſolle,aufwelcher
Züge bis 70 Waggons verkehrenkönnken. Die übrigenſollenüber
die Strecke La3kowiz—Danziggehen,da wegen der Kürze der

Stakionsgleiſehier nur Züge bis 50 Waggons verkehrenkönn-
fen. Es würde ſi ſomitfürden GdingenerHafenfolgendertäg-
licherEiſenbahnverkehrergeben:

Zum Hafen: Vom Hafen:
mit Ladung leer mit Ladung leer

Kohlenwagen 2400 — 240 2160

Bedeckte Wagen 1 200 — 276 924

3 600 — 516 3084

Insgeſamtmüßten alſoin Gdingen täglih4116 Waggons umge-

ſchlagenwerden. Hierfürſeiendie Einrichtungenzu treffen,wobei
der Verfaſſervorausſehßt,daß die leeren Waggons ſoforkweiter-
geleitetwerden. Es würden in Gdingen bereits Vorkehrungen
getroffen,um ſowohlden Perſonen-vom Warenverkehr,als auh
Nah- und Fernverkehrzu trennen. Hierfürſeider Bekrag von

19 812 Zlotyvorgeſehen(dieZahl erſcheintreihli<niedrig!),—

allerdingsohne Berückſichtigungder no< im eigentklihenHafen-
gebietzu ſchaffendenEinrichtungen.— Für die Skadt und deren

EigenverbrauchſeienLägermit 4200 qm Fläche,ſowieUmlade-

ſtellenmit einer geſamtenFrontlängevon 2 km projektiert.

[Gdyniai Wybrzeze Morskie ze stanowiska komunikacyi-
nego, in: „Przemyst i Handel“,Nr. 30 (1928),S. 1241.](66) 118
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Studnicki, Wt, Das Memel-Problem.
Der bekannte polniſchePolitikerund Aktiviſtwährend des

Weltkriegesbehandeltin der angeſehenenZeitſchrift„Wirkſchafts-
Rundſchau“(,„PrzegladGospodarczy“)die Intereſſen,die Polen
an einer Benußung des Hafensvon Memel habe.Die Frage des

Zugangszum Meere ſei fürPolen niht mit Danzigund Gdingen
erledigt:„Für unsere Nordost-Gebiete können die Ostscehäfen

wieMemel,Libau,Riga und Königsberg eine ungeheure Rolle
Spielen,und es war und ist ein Irrtum unserer Tarifpolitik,
UnsererHolzausfuhr die Benutzung Königsbergs zu erschweren.
Die Entfernungvon Bialowiez nach Danzig beträgt 627 km,
oderfast 400 km mehr als nach Königsberg hin. Wenn auch
Snigsbergnicht an der Mündung des Nijemenliegt, so0 wird ihm

doch seine bequeme Verbindung (mit diesem Fluß) nach Er-

neuerung des Flößereiverkehrs auf dem Njemen eine hervor-
Tagende Stellungfür das ganze Flußgebiet des Njemen geben.
Es schließt dies jedoch nicht die Bedeutung Libaus aus, das
am Ausgangspunktder Eisenbahn Wilna—Romny—Libau liegt:
es Schließtdies natürlich nicht die Bedeutung Memels als des
afens des Njemenflußgebietesaus. Im Hinblick auf das ganze

Flußgebietdes Niemen hat das an seiner Mündung liegende
emel ein natürliches Übergewichtüber Königsberg.“
Skudnickibehandeltdann die Gründe, welche die Friedens-

onferenzveranlaßthaben, das Memelgebiet vom Deutſchen
Reicheabzutrennen,und verweiſtauf die Ankworkt der Alliierken,
In welcherbefont worden ſei,daß „Memel für Litauen der einzige
natürlicheZugang zum Meere“ ſei.Er kann ſi aber mit dieſer
ormulierungnichteinverſtandenerklären: „Im Hinblick darauf,

daß Polen den beträchtlichsten Teil des Njemenbassins besitzt,
Verleihen geographische Umstände, deren Hauptgrundlagen
WirtschaftsinteressenSind,Polen ein nicht geringeres Anrecht
an Memel als Litauen. — Nach den statistischen Angaben,
Welche dem Völkerbund durch Sachverständige im Jahre 1924

Vorgelegt worden Sind,betrug die Holzausfuhr über Memel vor

dem Kriege eine halbe Million Raummeter jährlich,wovon
65 % aus dem (heutigen)polnischen Gebiet, 20 % aus dem
litauischenGebiet und 15 % aus Lettland und Rußland stamm-

ten“... „Zur Zeit des Abschlusses des Versailler Traktates
hattendie alliiertenMächte Memel wahrscheinlich für Rußland

reserviert;denn Litauen sah man als eine Provinz an, die in
den Bestand Rußlands aufgehen werde. Man ignorierte unser

(cht,unsere Existenz,unsere Interessen in den Ostgebieten““
. 295).
Und als dann Likauen am 10. Januar 1923 den Generalſtreich

gegen Memel vollführte,beſchränktenſfihdie Alliierten auf
hwache Proteſte.Für Polen habe dieſeWendung ungünſtige
Solgengehabt:„Die Übergabe von Memel an Litauen war den

LebensinteressenPolens zuwider: sie erschwerte die Wirt-

Schaftslageunserer Ostgebiete,schwächte uns in unseren Be-

ziehungenzu den baltischen Staaten im allgemeinen und gegen-

über Litauen insbesondere. Polen rechnete jedoch zu sehr auf
den Botschafterrat und internationale Verhältnisse“.....

„Vom Botschafterrat,der unsere bestimmten Interessen in

emel berücksichtigen,ein Lagergebiet und Anteil am Hafen-

ausschuß oder wenigstens eine dieser Forderungen für uns

Sicherstellensollte,ging die Angelegenheit an den Völkerbund

über,auf ein Gebiet,das weniger freundlich für uns war. Und
hierwurde sie durch den polnischenDelegiertenSkirmunt ver-

nachlässigt.Bei den ersten beiden Sitzungen,welche der Memel-

rage gewidmet waren, war Skirmunt nicht zugegen. Auf der

drittenSitzung erklärte er, daß er an den beiden ersten Dis-

kussionendes Rates nicht teilgenommen habe, weil er der

einung gewesen Sei,daß dies ein Streit zwischen dem Bot-

Sclhafterratund der litauischen Regierung sei. So wurden
UnSere Interessen in Memel vertan, was sich auch ungünstig für

MemelsInteressen auswirkte“ (S.296)... ... „Die einzig Zzu-

lässigeLösung wäre gewesen, Meme! provisorischals Freie
Stadtzu errichten,in welcher die Interessen Polens mit denen

Litauensgleichberechtigtwaren. Dieses Postulatfand seine

vVollständigeBegründung darin,daß Polen einen beträchtlichen
Teil des Njemen-Flußgebietes(51800 gkm) besitzt.“
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(Das Memel-Problem.)

Und für dieſesGebiet,das vorwiegendmit Wald beſtandenſei,
bilde Memel den Holzausfuhrhafen:

„Das Waldgebiet des Teiles der polnischen Ostgebiete,die
mehr nach Memel als nach anderen Ostseehäfen tendiren,bilden
alle Kreise der Wojewodschaft Nowogröódek,d. h. 22692 gkm,
ferner von der Wojewodschaft Wilna die Kreise Oszmiana,
Swieciany,Wilejka, Wilna. Der Gebietsumfang dieser Kreise

beträgt 15993 gkm.“
„Von den Kreisen der Wojewodschaft Biatlystokmüssen ge-

nannt werden: Augustow, Grodno, Suwatki und Szczuczyn. Das

Gesamtgebiet dieser Kreise beträgt 12092 gkm. Insgesamt ten-

diert also ein polnischesGebiet von 51 770 gkm wirtschaftlich
nach Memel, und ist somit größer als das entsprechende litaui-

sche Gebiet, da Litauen 56258 qkm umfaßt. Die nördlichen

Teile dieses Gebietes tendieren mehr nach Libau und Riga als

nach Memel. Die litauischen und polnischen Gebiete,welche
nach Memel tendieren,sind fast gleichgroß,aber das polnische
Gebiet ist viel stärker bewaldet als das litauische.“

Verfaſſergibtdann genaue Zahlenangabenüber dieBewaldung
der einzelnenobengenanntenKreiſeund ſchließtdaraus: „Ins-
gesamt umfaßt also der Waldbestand auf polnischem Gebiete
1336 799 ha, das polnischeGebiet besitzt also um einige 80 %
mehr Wald als das litauische.“.. .. „Wenn also dem polni-
schen Gebiete der Zugang nach Memel ermöglicht würde,
würde dieser Umstand die Holzausfuhr durch diesen Hafen um

ein Vielfaches heben und entsprechendesMaterialfür die Holz-

industrie Memels liefern,günstig auf die Waldwirtschaft des

ganzen Niemen-Bassins einwirken, das Ilandwirtschaftliche

Kapitaldieses Landes vermehren und so zur Hebung der Land-

wirtschaft beitragen.Und diese Landwirtschaft,auch im heuti-

gen Zustande, würde ein wichtiger Faktor zur Stärkung des

Hafens von Memel sein“ .....

Memel, frühereiner der wichtigſtenHolzausfuhrhäfen,ſeiin
dieſerEigenſchaftſehrſtarkzurückgegangen.Die Takſache,daß es

ImporthafenfürLikauen geworden ſei,könne dieſenNiedergang
niht wettmachen,da die litauiſhe2-Millionen-Bevölkerungnur

eine geringeKaufkrafthabe. Nach der Herſtellungdes Tranſik-
verkehrsvon Polen durchLikauen werde Memel allerdingseiner
Konkurrenzvon Königsbergund Libau gegenüberſtehen:„Diese
Häfen sind wesentlich besser ausgebaut und besitzen die not-

wendigen Kühlhäuser, Elevatoren und Lagerräume zum Ein-

laden der Waren. Der Ausbau Memels wird große Kosten er-

fordern,welche die Finanzkräfte Litauens übersteigen können.
Polen könnte, wenn es den Transitverkehr durch Litauen und

ein Gebiet für seine Lagerhäuser im Memeler Hafen erhält,sich
an den Kosten für dessen Ausbau beteiligen.Für unsere Holz-

ausfuhr müßten wir in Memel bequeme Bedingungen für Um-

ladung und Trocknung erhalten. Nötig ist hierfür die Erwerbung
eines Freigebiets . ..... , das ziemlich umfangreich sein

müßte. Notwendig ist die Zusicherung des Rechts, Gebäude

aufzuführen. Erwünscht ist ferner das Recht,eigene Post,Tele-

graf, Telephon, Sanitäts- und Sicherheitspolizeiusw. unter-

halten zu können.“ Sftudnickiverweiſthierbeiauf das große
Entgegenkommen,das Rumänien in ſeinemHafen Galakſhden

Polen bewieſenhabe. Litauen werde ſelbſtvon der Gewährung
des Tranſitverkehrsdie größtenVorteile haben. Denn Polen
werde dann die Verkiefungdes AuguſtowoerKanals und dieSchaf-
fungeiner KanalverbindungzwiſhenWeichſelund Njemen,welche
ungeheureBedeutungin gleiherWeiſe fürPolenwie fürLikauen

haben werde,in Angriffnehmen.
Bei dem jehigenStande der diplomakiſhenBeziehungen

zwiſchenPolen und Litauen ſinddie AusführungenStudnickis als

rechtproblematiſchanzuſehen.

[ZagadnienieKtaipedy; in: „PrzegladGospodarczy“ Jhg. IX

Heft 7 (Warschau 1928),S. 295 ff.] (71)
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